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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Dateneingabe 
und -verarbeitung 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 26. Februar 2021 ein 
Schreiben veröffentlicht, das eine Sofortabschreibung bestimmter digitaler 
Wirtschaftsgüter rückwirkend zum 01. Januar 2021 vorsieht. 

Die Finanzverwaltung ändert mit dem BMF-Schreiben ihre Auffassung zur 
Nutzungsdauer von Computern und Software. Die bisher in der AfA-Tabelle für 
allgemeine Anlagegüter enthaltene Nutzungsdauer für Computer wird von drei 
Jahren auf ein Jahr herabgesetzt. Die Sofortabschreibung ist dabei als Wahlrecht 
ausgestaltet. 

Neben der Herabsetzung der Nutzungsdauer enthält das Schreiben 
Begriffsbestimmungen für die materiellen Wirtschaftsgüter „Computerhardware“ 
und die immateriellen Wirtschaftsgüter „Betriebs- und Anwendersoftware“. 

Der Begriff „Software“ im Sinne des Schreibens erfasst die Betriebs- und 
Anwendersoftware zur Dateneingabe und -verarbeitung. Dazu gehören auch die 
nicht technisch physikalischen Anwendungsprogramme eines Systems zur 
Datenverarbeitung, sowie neben 
Standardanwendungen auch auf den individuellen Nutzer abgestimmte 
Anwendungen wie ERP-Software, Software für Warenwirtschaftssysteme oder 
sonstige Anwendungssoftware zur Unternehmensverwaltung oder 
Prozesssteuerung. 

Das Schreiben findet erstmals Anwendung in Gewinnermittlungen für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2020 enden. In 
Gewinnermittlungen nach dem 31. Dezember 2020 können die Grundsätze 
dieses Schreibens auch auf entsprechende Wirtschaftsgüter angewandt werden, 
die in früheren Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt wurden und bei 
denen eine andere als die einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde. 

Für Wirtschaftsgüter des Privatvermögens, die zur Einkünfteerzielung verwendet 
werden, gilt Rz. 6 ab dem Veranlagungszeitraum 2021 entsprechend. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 26. Februar 2021, IV C 3 – S 2190/21/10002 :013. 
  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2021-02-26-nutzungsdauer-von-computerhardware-und-software-zur-dateneingabe-und-verarbeitung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 04. März 2021 

 
 
Eine Veräußerung i.S. des § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG ist weder 
von der Höhe der Gegenleistung noch von der Höhe der 
anfallenden Veräußerungskosten abhängig (Anschluss an BFH-
Urteil vom 12.06.2018 - VIII R 32/16, BFHE 262, 74, BStBl II 2019, 
221). 
Die Veräußerung wertloser Aktien stellt grundsätzlich keinen 
Gestaltungsmissbrauch i.S. des § 42 AO dar, selbst wenn sich der 
Verkäufer verpflichtet, vom Käufer wertlose Aktien zu kaufen. 
 
Zum Urteil 

 

 

 

Nimmt eine GmbH im laufenden Jahr eine natürliche Person als 
atypisch stillen Gesellschafter auf, so ist der für Einzelunternehmen 
und Personengesellschaften geltende Freibetrag von 24.500 € in 
dem an die GmbH als Geschäftsherrn zu adressierenden, die 
GmbH & atypisch Still betreffenden Gewerbesteuermessbescheid 
zu berücksichtigen. Der GmbH selbst steht der Freibetrag nicht zu; 
der aufgrund des von ihr vor der Aufnahme des stillen 
Gesellschafters erzielten Gewinns ermittelte Gewerbeertrag ist 
daher nicht zu kürzen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Die sog. Spartenrechnung nach § 8 Abs. 9 KStG i.d.F. des JStG 
2009 setzt voraus, dass die Vorschrift des § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 
KStG i.d.F. des JStG 2009 zur Anwendung kommt. Dies ist nicht 
der Fall, wenn gemäß § 34 Abs. 6 Satz 5 KStG i.d.F. des JStG 
2009 "vor dem 18.06.2008 nach anderen Grundsätzen" als nach § 
8 Abs. 7 KStG i.d.F. des JStG 2009 verfahren worden ist. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil VIII R 9/17: 
Verlust aus der 
Veräußerung von 
Aktien 
 
 
 
 
 
 
 
29. September 2020 
 

Urteil III R 68/18: 
Freibetrag bei 
unterjähriger 
Begründung einer 
GmbH & atypisch Still 
 
 
 
 
 
 
15. Juli 2020 
 

 

 

Urteil I R 55/17: 
Anwendbarkeit der 
sog. Spartenrechnung 
nach § 8 Abs. 9 KStG 
i.d.F. des JStG 2009 
 
 
 
 
 
15. Juli 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110034/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110033/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150028/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Wegfall gewerbesteuerlicher Fehlbeträge bei Abspaltung 

Scheidet infolge einer Abspaltung eine Kapitalgesellschaft als Mitunternehmerin 
aus einer Mitunternehmerschaft aus, gehen die vortragsfähigen Gewerbeverluste 
der Mitunternehmerschaft insoweit unter, als diese der Kapitalgesellschaft 
zugerechnet werden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

An der Klägerin war die A-GmbH als alleinige Kommanditistin und die B-GmbH 
als Komplementärin beteiligt. Im Zuge einer Abspaltung übertrug die A-GmbH in 
2014 u.a. ihren Kommanditanteil an der Klägerin sowie ihren Anteil an der B-
GmbH auf die C-GmbH. Alleingesellschafterin beider Gesellschaften war eine 
ausländische Gesellschaft (D). Der Betrieb der Klägerin wurde unverändert 
fortgeführt. 

Das Finanzamt hatte für die Klägerin zum 31. Dezember 2013 einen 
vortragsfähigen Verlust festgestellt und ging zum 31. Dezember 2014 davon aus, 
dass der nicht verbrauchte vortragsfähige Gewerbeverlust im vollen Umfang auf 
einen ausgeschiedenen Gesellschafter entfalle und infolge des 
Gesellschafterwechsels untergegangen sei. 

Die Klägerin machte geltend, dass die Voraussetzungen der Konzernklausel in § 
8c Abs. 1 Satz 5 Körperschaftsteuergesetz (KStG) erfüllt seien, da sowohl an 
dem übertragenden als auch an dem übernehmenden Rechtsträger zu 100 % die 
D beteiligt sei. Die Konzernklausel sei analog bei der Gewerbesteuer 
anzuwenden, so dass der vortragsfähige Gewerbeverlust bei einer Übertragung 
innerhalb des Konzerns nicht untergehe. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf blieb ohne Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Zu Recht hat das Finanzgericht entschieden, dass für die Klägerin zum 31. 
Dezember 2014 kein vortragsfähiger Fehlbetrag (Gewerbeverlust) mehr 
festzustellen ist. Denn der auf den 31. Dezember 2013 gesondert festgestellte 
Fehlbetrag i.S. des § 10a GewStG entfiel in vollem Umfang auf die A-GmbH und 
ist infolge ihres Ausscheidens aus der Gesellschaft untergegangen. 

Abweichendes ergibt sich dazu auch nicht aus dem Umstand, dass der 
Kommanditanteil an der Klägerin im Wege einer Abspaltung von der A-GmbH auf 
die C-GmbH übertragen wurde. Wie sich bereits aus dem Wortlaut des § 19 
UmwStG ergibt, findet diese Norm auf den Fehlbetrag einer 
Mitunternehmerschaft, an der die übertragende Körperschaft beteiligt ist, keine 
Anwendung. 

Entgegen der Auffassung der Klägerin ergibt sich ein für sie festzustellender 
vortragsfähiger Fehlbetrag auf den 31.12.2014 auch weder aus § 10a Satz 10 
Halbsatz 1 Gewerbesteuergesetz (GewStG) i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG noch 
aus § 10a Satz 10 Halbsatz 2 GewStG i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG noch aus 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/09/07/verlustvortrag-keine-anwendung-der-konzernklausel-bei-uebertragung-von-kommanditanteilen/
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einer analogen Anwendung des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG auf die Übertragung von 
Kommanditanteilen. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG findet keine Anwendung auf die 
Übertragung von Anteilen an einer Mitunternehmerschaft. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 12. November 2020 (IV R 29/18), veröffentlicht am 25. Februar 
2021. 

 

Vorsteuerberichtigung bei Erfolglosigkeit 

Entfällt bei einem Gegenstand, den der Unternehmer zunächst gemischt für 
steuerpflichtige und steuerfreie Umsätze genutzt hatte, die Verwendung für die 
steuerpflichtigen Umsätze, während der Unternehmer die Verwendung für die 
steuerfreien Umsätze fortsetzt, kann dies zu einer Vorsteuerberichtigung nach § 
15a UStG führen. Demgegenüber bewirkt der bloße Leerstand ohne 
Verwendungsabsicht keine Änderung der Verhältnisse. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist Organträgerin einer GmbH, die ein Alten– und Pflegeheim 
steuerfrei betreibt. 2003 errichtete die GmbH in einem Anbau eine Cafeteria. Die 
Klägerin ging zunächst von einer ausschließlichen Nutzung der Cafeteria für 
steuerpflichtige Umsätze aus. Indessen erschien es dem Finanzamt 
unwahrscheinlich, dass überhaupt keine Heimbewohner mit ihren Besuchern die 
Cafeteria aufsuchten und nutzten. Daraufhin kam es zu einer Verständigung, eine 
steuerfreie Nutzung der Cafeteria zu 10 % anzunehmen. Dies führte zur 
Annahme einer Berichtigung nach § 15a des Umsatzsteuergesetzes (UStG) für 
die Jahre ab 2003. In späteren Jahren stellte die Klägerin die Nutzung der 
Cafeteria wegen Erfolglosigkeit ein. 

Das Finanzamt führte eine weitere Berichtigung der Vorsteuer nach § 15a 
Umsatzsteuergesetz (UStG) durch. Hiergegen wandte sich die Klägerin. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte deren Klage mit Urteil vom 13. Juni 2017 
(3 K 1111/16) abgelehnt. 

Für den BFH erschien es fraglich, ob die fehlende wirtschaftliche Rentabilität und 
somit eine vom Willen des Steuerpflichtigen unabhängige Erfolglosigkeit, die zu 
einer bloßen Nichtnutzung eines Investitionsguts führt, eine Änderung der 
Verhältnisse im Sinne von § 15a UStG begründen, die Voraussetzung für eine 
Berichtigung der Vorsteuer nach nationalem Recht ist. Aus diesem Grund hatten 
die obersten Steuerrichter die Sache dem EuGH zur Vorabentscheidung 
vorgelegt (hierzu: unser Blogbeitrag). 

Im Anschluss an das EuGH-Urteil vom 9. Juli 2020 (C-374/19), Finanzamt Bad 
Neuenahr-Ahrweiler (siehe unseren Blogbeitrag) wurde das Verfahren wieder 
aufgenommen. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und an das Finanzgericht zurückverwiesen. 

Entfällt bei einem Gegenstand, den der Unternehmer zunächst gemischt für 
steuerpflichtige und steuerfreie Umsätze genutzt hatte, die Verwendung für die 
steuerpflichtigen Umsätze, während der Unternehmer die Verwendung für die 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110025/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/05/09/eugh-vorlage-vorsteuerberichtigungspflicht-fuer-den-erfolglosen-unternehmer/
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=228375&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=8513272
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/09/eugh-zur-berichtigung-der-vorsteuer-fuer-den-erfolglosen-unternehmer/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

steuerfreien Umsätze fortsetzt, kann dies zu einer Vorsteuerberichtigung nach § 
15a UStG führen. 

Demgegenüber bewirkt der bloße Leerstand ohne Verwendungsabsicht keine 
Änderung der Verhältnisse. 

Zur Vorsteuerberichtigung hat der EuGH in seinem Urteil Finanzamt Bad 
Neuenahr-Ahrweiler entschieden, dass Art. 184, 185 und 187 MwStSystRL „einer 
nationalen Regelung nicht entgegenstehen, nach der ein Steuerpflichtiger, der 
das Recht erworben hat, die auf die Errichtung einer zur Nutzung sowohl für 
besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze bestimmten Cafeteria im Anbau 
eines von ihm umsatzsteuerfrei betriebenen Alten- und Pflegeheims entfallende 
Vorsteuer anteilig abzuziehen, zur Berichtigung des ursprünglichen 
Vorsteuerabzugs verpflichtet ist, wenn er jeglichen besteuerten Umsatz in den 
Räumlichkeiten dieser Cafeteria eingestellt hat, sofern er weiterhin steuerbefreite 
Umsätze in diesen Räumlichkeiten getätigt und diese somit nunmehr 
ausschließlich für diese Umsätze genutzt hat“. 

Entscheidend ist hierfür, dass „die Räumlichkeiten der genannten Cafeteria (…) 
nicht leer stehen, sondern nunmehr ausschließlich im Rahmen steuerbefreiter 
Umsätze genutzt werden“ (EuGH-Urteil Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler, 
EU:C:2020:546, HFR 2020, 855, Rz 30). 

Auf dieser Grundlage kommt es darauf an, ob die Räumlichkeiten der Cafeteria 
nunmehr „ausschließlich für die Zwecke der steuerbefreiten Umsätze der Klägerin 
des Ausgangsverfahrens verwendet wurden, was jedoch vom vorlegenden 
Gericht zu überprüfen ist“. 

Es „dienen die im früheren Stadium getätigten Umsätze [dann] (…) nicht mehr der 
Erbringung besteuerter Leistungen und unterliegen damit dem Mechanismus der 
Berichtigung der Abzüge“ (EuGH-Urteil Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler, 
EU:C:2020:546, HFR 2020, 855, Rz 32). 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 27. Oktober 2020 (V R 20/20 (V R 61/17)), veröffentlicht am 25. 
Februar 2021. 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110027/


7 

E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

ZUM SEMINAR 

 

Terminplaner 
  

Aktuelles zur Umsatzsteuer 2021 

16.03. und 23.03., Webcast 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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